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Warum wir der Zukunft einen Platz am Verhandlungstisch 
geben sollten�: Zukünftige Generationen in der 
Post-2015-Agenda

Die zukünftigen Generationen, um 
deren Interessenvertretung und Lebens-
grundlagen sich die Brundtland-Kom-
mission bereits 1987 sorgte, sind heute 
27 Jahre alt. Die Internationale Ar-
beitsorganisation (ILO) beschreibt sie 
als die »verlorene Generation«: Die 
Jugendarbeitslosigkeit ist weltweit auf 
Rekordhöhe und erreicht bis zu 60 % 
in vergleichsweise reichen Ländern wie 
Griechenland oder Spanien. Die Auste
ritätspolitik zur »Rettung« des kon-
ventionellen Wirtschaftsentwicklungs-
modells trifft die jungen und weniger 
wohlhabenden Bevölkerungsgruppen 
am härtesten (Schraad-Tischler/Kroll 
2014, S. 6). Gleichzeitig werden Um-
weltschutz, Rechte von Arbeitnehmern 
und Unternehmensbesteuerung als Ein-
schränkung der Wettbewerbsfähigkeit 
und als Wachstumsbremsen betrachtet 
und auf den Prüfstand oder hintange-
stellt. Die Leidtragenden sind nicht nur 
die heute unter dem Verdrängungswett-
bewerb leidenden zukünftigen Genera-
tionen von damals. Durch eine weitere 
Verschärfung dieses Trends werden die 

heute und in den nächsten Dekaden 
geborenen Generationen noch stärker 
betroffen sein.

Es wird also höchste Zeit, die Dis-
kriminierung der Zukunft zu beenden 
und den künftigen Generationen einen 
offiziellen Platz am Verhandlungstisch 
einzuräumen. An einem Mangel an 
öffentlicher Zustimmung sollte es dafür 
zumindest in Europa nicht scheitern: 
Knapp drei Viertel der Europäer zeigten 
sich im Jahr 2010 als Unterstützer weit-
reichender Reformen der europäischen 
und nationalen Regierungsinstitutionen, 
um sie zukunftsgerecht zu machen. Über 
70 % gaben an, dass diese Reformen zu-
künftige Generationen schützen sollten, 
selbst wenn dies »einige« Opfer für heu-
tige Generationen bedeute (Eurobaro-
meter 73 2010, S. 24).

Aus der Perspektive der Transforma-
tionsforschung erscheinen Governance-
Innovationen, die die Rechte zukünftiger 
Generationen berücksichtigen, überfäl-
lig, da diese zur Überwindung mehrerer 
Umsetzungsschwierigkeiten von Nach-
haltigkeitszielen und -strategien beitra-

Auszug aus dem Bericht der Brundtland-Kommission

»Ohne Absicht oder Aussicht auf Rückzahlung borgen wir heute von 
künftigen Generationen unser ›Umweltkapital‹. (…). Unser Verhalten ist 
bestimmt von dem Bewusstsein, dass uns keiner zur Rechenschaft ziehen 
kann. Künftige Generationen haben heute kein Wahlrecht, sie verfügen über 
keinerlei politische oder finanzielle Macht und sind uns daher ohnmächtig 
ausgeliefert« (Hauff 1987, S. 9).
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gen. Analysen von der Organisation for 
Economic Co-operation and Development 
(OECD), der EU und den Vereinten 
Nationen (UN) zwischen 2006 und 2011 
haben folgende Barrieren übereinstim-
mend festgestellt (OECD 2006, S. 7 f.; 
Europäische Kommission 2009, Kapi-
tel 4; United Nations 2011, S. 4 ff.):
1.	 Kurzfristige Geschäfts- und Wahl-

zyklen priorisieren direkte Ergebnis-
se gegenüber langfristigen Entwick-
lungen. Eine Folge davon ist, dass 
kurzfristige Kosten vermieden werden 
und so der Status quo erhalten bleibt.

2.	 Die Ziele für nachhaltige Entwicklung 
sind öffentlich wenig bekannt, und 
etliche politische Ressorts sowie viele 
Wirtschaftssektoren und deren Inter-
essenvertreter bleiben fast gänzlich 
unbehelligt von dem oft auf ein reines 
»Umweltthema« reduzierten Konzept.

3.	 Eine integrierte Politik wird durch 
schwache institutionelle Veranke-
rung und ein mangelndes Maß an 

Rechenschaftspflicht im Hinblick auf 
langfristige Folgen behindert. Hinzu 
kommt, dass Konflikte zwischen öko-
nomischem Wachstum und sozialen 
wie ökologischen Zielen nicht trans-
parent gemacht werden.

4.	Mangelnde Partizipation der Zivil-
gesellschaft gefährdet die Effektivität 
von Demokratie in Zeiten, in denen 
eine strukturelle Umsteuerung tradi-
tioneller Entwicklungspfade nötig ist.

Governance-Innovationen werden 
hierbei nicht nur als Veränderung von 
Gesetzestexten und institutionellen 
Arrangements verstanden, sondern 
umfassen auch soziale, ökonomische 
und kulturelle Dimensionen gesell-
schaftlicher Entscheidungsfindung. Der 
Zukunft eine explizite Stimme im öffent-
lichen Raum und Durchsetzungskraft in 
politischen Prozessen zu geben, würde 
die genannten Probleme auf mehreren 
Ebenen angehen.

�Die Stimme zukünftiger Generationen  
im Post-2015-Prozess

Entsprechend forderte ein Bündnis aus 
Zivilgesellschaft und einigen Staaten in 
den Verhandlungen zur UN-Konferenz 
über Nachhaltige Entwicklung 2012 
(Rio+20) einen Hohen Repräsentanten 
für zukünftige Generationen. Im Ver-
handlungstext wurde diese Forderung in 
der Weise abgeschwächt, dass der UN-
Generalsekretär zunächst einen Bericht 
zur Bedeutung intergenerationaler Soli-
darität und den Interessen zukünftiger 
Generationen erstellen sollte. Der 2013 
präsentierte Bericht unterstützt eine ex-
plizite Vertretung der Interessen zukünf-
tiger Generationen und ethisch-nor-

mative gegenüber rein ökonomischen 
Kosten-Nutzen-Kalkulationen bei heu-
tigen Entscheidungsprozessen (United 
Nations 2013). Die Vorschläge zur Um-
setzung reichen von der Ergänzung der 
Analysen des UN-Koordinierungsrates 
(UN System Chief Executives Board for 
Coordination) über einen festen Agenda-
Punkt auf den Treffen des UN High Level 
Political Forum, das die Umsetzung der 
Post-2015-Agenda koordinieren soll, bis 
hin zu einem Sondergesandten des UN-
Generalsekretärs. Die stärkste Institution 
wäre ein Hoher Repräsentant für zu-
künftige Generationen, ausgestattet mit 
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einem eigenen kleinen Sekretariat und 
einem umsetzungsorientierten Mandat, 
das sich bis auf die Interaktion mit Mit-

gliedstaaten erstreckt, wenn auch nur in 
rein beratender Funktion.
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Abbildung 1: Institutionen für die Rechte künftiger Generationen –  
ein weltweites Phänomen
Übersicht über Länder, die die Rechte künftiger Generationen in ihren Verfassungen 
verankert haben oder bereits über eine entsprechende Institution verfügen bzw. eine 
solche anstreben, Stand: Oktober 2014
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�Das Modell der Ombudsperson für zukünftige Generationen

Die Institutionen auf nationaler Ebene, 
die als Vorbilder für diese Überlegungen 
gedient haben, sind zum Teil sehr wirk-
mächtig; sie könnten für die Umsetzung 
einer Post-2015-Agenda sehr bedeutend 
sein. Eine Institutionalisierung in Form 
von Ombudspersonen für zukünftige 

Generationen hat sich dabei als stärks-
te Variante erwiesen (World Future 
Council/CISDL 2009). Ein proaktives 
und präventives Mandat wie bei der 
Ombudsperson in Ungarn, dem neusee-
ländischen Kommissar für die Umwelt 
oder dem ehemaligen Parlamentari-
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schen Kommissar für zukünftige Ge-
nerationen in Israel hat zur Folge, dass 
durch entsprechende Studien, Beratung 
und Folgenabschätzung eine langfristige 
Denkweise frühzeitig in legislative Pro-
zesse eingebracht wird (Göpel 2011).

Durch das Parlament legitimiert, 
arbeiten Ombudspersonen komplett 
partei- und wahlzyklusübergreifend auf 
die Sicherung guter Regierungsführung 
hin. Dafür haben sie direkten Zugriff auf 
alle sonst für die Zivilgesellschaft kaum 
zugänglichen Informationen aus den Re-
gierungsstellen. Ein großer Teil ihrer Ar-
beit entsteht aus Hinweisen oder Klagen 
aus der Bevölkerung und wirkt damit 
als demokratiefördernde Rückkopplung 

zwischen legislativen Organen und den 
Menschen, die mit den Entscheidungen 
leben und arbeiten.

Auch ein Veto-Recht, geplante Aktivi-
täten so lange zu stoppen, bis eine solide 
Beweislage über deren Effekte geliefert 
wird, ist für Ombudspersonen typisch 
und bringt deutlich mehr Durchset-
zungskraft als ein reines Anhörungs-
recht. Im Falle Ungarns gibt es sogar 
die Möglichkeit, einzelne Projekte oder 
Programme im Namen von zukünftigen 
Generationen vor Gericht anzufechten. 
Hier entsteht ein Schatten der Gerichts-
barkeit, der in der Regel zu vorherigen 
Einigungen führt.
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Abbildung 2: Neuartige Herausforderungen erfordern neue Herangehensweisen
Mögliche Arbeitsweisen von Institutionen zum Schutz künftiger Generationen

Quelle: Göpel/Pearce 2014, S. 3; adaptiert durch die Autorin
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�Zukunftsorientierung als Katalysator für  
Nachhaltigkeits-Innovationen

Sind die wichtigsten Kriterien für eine 
effektive offizielle Repräsentanz zukünf-
tiger Generationen erfüllt [vgl. Abbil-
dung 2], lassen sich multidimensionale 
Effekte erwarten, die zentrale Barrieren 
der Umsetzung von Nachhaltigkeitsstra-
tegien adressieren würden:

•	 Ökonomisch: Eine bessere Sichtbar-
keit von entsprechenden Analysen 
schafft deutlich mehr Bewusstsein für 
die meist viel höheren langfristigen 
Schäden kurzfristiger Kostenver-
meidung und verdeutlicht die Rolle 
ökologischer und sozialer Grund-
lagen für zukünftigen Wohlstand. Was 
heute primär als Einschränkung des 
aktuellen Konsums behandelt wird, 
kann so als Investition in zukünftiges 
Wohlergehen betrachtet werden.

•	 Institutionell: Wenn Regulierungen 
und Selbstverpflichtungen unabhän-
gig von Wahl- und Geschäftszyklen 
aus einer integrierten Perspektive auf 
ihre langfristigen Konsequenzen hin 
beleuchtet werden, wird die Politik
kohärenz erhöht. Mediationen zwi-
schen Konfliktparteien in konkreten 
Fällen fördern sektorübergreifende 
Sichtweisen und verdeutlichen Ziel-
konflikte, die heute oft hinter unaus-
gesprochenen Gewichtungen in öko-
nomischen Kosten-Nutzen-Analysen 
verschwinden.

•	 Soziokulturell: Das explizite Ziel, 
sich für die Lebensbedingungen von 

Kindern und Enkeln einzusetzen, 
verleiht dem technokratischen Kon-
zept von »nachhaltiger Entwicklung« 
Vorstellungskraft und kann eine 
rückwärtsgewandte Definition von 
aufrechnender Gerechtigkeit oder 
»Wenn-du-nicht-dann-ich-nicht«-
Denken mit einer gemeinsamen 
Vision überwinden helfen. Dem Leit-
bild nachhaltiger Entwicklung wird 
eine aktive und wirksame Stimme 
verliehen.

Zukünftige Generationen an den Ver-
handlungstisch zu holen, kann also 
eine Katalysatorfunktion erfüllen, die 
Synergien zwischen bereits bestehen-
den Institutionen und Initiativen stärkt 
und zu dem führt, was die Transforma-
tionsforschung als Systeminnovation 
bezeichnet: Wenn die Absicht, die ein 
System verfolgt, nicht mehr stimmig ist, 
reicht es nicht aus, sie effizienter oder 
konsistenter zu verfolgen; dann braucht 
es ein konsequentes Umsteuern hin zu 
neuen Funktionsweisen. Die zeitliche 
Dimension ist elementarer Baustein der 
Vision nachhaltiger Entwicklung, blieb 
aber bisher in den Rahmenbedingun-
gen, unter denen wir Menschen Zukunft 
gestalten, völlig vernachlässigt. Es ist 
höchste Zeit, uns aus der Diktatur des 
Jetzt zu befreien und die neuen Freihei-
ten zu testen, die langfristige Orientie-
rung mit sich bringen kann.
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